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Wohnsitzbegründung im Altersheim
Sachverhalt

Wir betreiben ein grösseres Wohnheim in einer Gemeinde. Bisher waren wir der Ansicht, dass Personen die wir aufnehmen gemäss Art. 26 ZGB in der Standortgemeinde des Wohnheimes keinen Wohnsitz begründen. Neulich hatte ich einen Fall von einem Mann, der von Z nach S in unser Wohnheim zügelte (selbständig, ohne involvierte Stellen). Er bezog vorher in Z eine Ergänzungsleistung. Seine Selbständigkeit war aber im finanziellen Bereich so gering, dass wir bei seiner Wohnsitzgemeinde in Z eine Beiratschaft beantragten. Die Aemter in Z lehnten aber die weitere Zuständigkeit für die Ergänzungsleistungen und die vormundschaftlichen Massnahmen ab und zwar aus folgenden Gründen:

Gemäss Wegleitung der Ergänzungsleistungen (Randziffer 1021) könne dieser Mann in der Standortgemeinde des Wohnheimes Wohnsitz nehmen und somit sei auch die Vormundschaftsbehörde der Standortgemeinde des Wohnheimes zuständig. Sie bezogen sich dabei auf einen Gerichtsentscheid ZAK 1982 S. 421, den ich aber nicht kenne. 2 Wochen später hatte ich ein ähnlicher Fall von B. 

Fragen:

· Verändert sich in diesem Bereich die Praxis? 
· Kann eine Wegleitung über ein ZGB gestellt werden. 
· Gibt es Situationen, wo ein Wohnheimbewohner in der Standortgemeinde des Wohnheimes Wohnistz nehmen kann oder müsste dies auf dem Rechtsweg geklärt werden?
Diese neue Tendenz hat mich verunsichert und deshalb bin ich für eine Antwort sehr dankbar.
Erwägungen

Die Begründung des zivilrechtlichen Wohnsitzes ist nach den Regeln der Art. 23 – 26 ZGB zu beurteilen. Artikel 26 spricht sich dahingehend aus, dass der Aufenthalt einer Person zu Studienzwecken und die Unterbringung einer Person in einer Erziehungs-, Versorgungs-, Heil oder Strafanstalt keinen Wohnsitz begründet, da regelmässig die Absicht des dauernden Verbleibens fehlt, da der Eintritt nicht auf eigenen Willensentschluss zurückzuführen ist. Keine Unterbringung aber ist er freiwillige, selbst bestimmte Eintritt einer urteilsfähigen Person in eine Anstalt im obgenannten Sinn (vgl. dazu BSK-Staehelin Art. 26 Note 5ff; BGE 108 V 22; BGE 127 V 237ff). An der Freiwilligkeit ändert sich auch nichts, wenn der Eintritt auf Grund der faktischen Umständen erfolgt (Zwang der Umstände, vgl. zit. BGE 127 V 241). Der Umstand, dass sich das Amt auf die Wegleitung zu den Ergänzungsleistungen beruft bedeutet nicht, dass die Wegleitung über dem ZGB steht. Die ZGB Regelung lässt keine andere Interpretation zu und wird somit als Praxisanwendung in der Wegleitung genannt

Zu unterscheiden vom zivilrechtlichen Wohnsitz, welcher z.B. für die Ausrichtung von Ergänzungsleistungen (Art. 1 Abs. 3 ELG) oder die Errichtung von vormundschaftlichen Massnahmen (Art. 376 Abs. 1 ZGB), ist der öffentlichrechtliche Unterstützungswohnsitz, welcher sich aus dem Bundesgesetz über die Zuständigkeit Unterstützung Bedürftiger (ZUG) ergibt. Art. 5 des ZUG formuliert, dass „Der Aufenthalt in einem Heim, einem Spital oder einer andern Anstalt und die behördliche oder vormundschaftliche Versorgung einer mündigen oder entmündigten Person in Familienpflege begründen keinen Unterstützungswohnsitz.“ Dies bedeutet, dass der letzte Unterstützungswohnsitz für die Ausrichtung von wirtschaftlichen Leistungen gemäss kantonalem Sozialhilfegesetz zuständig wäre. Damit wird dem Zweck Rechnung getragen, dass nicht das Gemeinwesen, welches Institutionen betreibt, am Schluss auch Kosten über die Sozialhilfe anfallen. 

Fazit:
Der freiwillige Eintritt einer Person in eine Anstalt, auch wenn ihn faktische Umstände dazu „zwingen“, begründet den zivilrechtlichen Wohnsitz am Ort der Anstalt, nicht aber eine behördliche Einweisung z.B. gemäss Art. 397a ZGB oder eine strafrechtliche Verurteilung). Der Unterstützungswohnsitz gemäss ZUG jedoch kann in keinem Fall, auch nicht bei einem freiwilligen Eintritt in ein Heim, am Ort der Institution begründet werden

Luzern, 3.12.03 Urs Vogel
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